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Resolution





Zügige Ergänzungsplanung


und Weiterbau der A 44








Wir, Funktions- und Mandatsträger der SPD im Werra-Meißner-Kreis, fordern den unverzüglichen Beginn des ergänzenden Planungsverfahrens für den Bauabschnitt Hessisch Lichtenau. Die zeitliche Verzögerung für den Bau der A 44 muss dabei so gering wie möglich gehalten werden.





Der hessische Verkehrsminister Dieter Posch hat bereits zugegeben, seine „Hausaufgaben nicht richtig gemacht“ zu haben (HNA vom 18.5.2002). Er kann jetzt unter Beweis stellen, dass er die Versäumnisse im Planungsverfahren unverzüglich ausgleichen will.





Da das Bundesverwaltungsgericht in seiner Entscheidung den Planfeststellungsbeschluss nicht aufgehoben hat, gehen wir davon aus, dass mit dieser Ergänzungsplanung die Nordvariante rechtskräftig bestätigt werden kann. Wir halten die nördliche Trassenführung im Sinne der Menschen in Hessisch Lichtenau für die richtige Linienführung, weil sie nicht nur die Anlieger vom Verkehr entlastet und der wirtschaftlichen Erschließung dient, sondern auch die umweltverträglichere Variante darstellt. Dies muss das Hessische Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung nun umgehend mit einer ergänzenden Planung rechtssicher nachweisen.





Zu prüfen ist, ob das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts Auswirkungen auf andere Planabschnitte der A 44 hat. Mit größt möglicher Sorgfalt sind die Kritikpunkte der Urteilsbegründung bei allen weiteren Planungen zu berücksichtigen. Wir fordern den verzögerungslosen Weiterbau des Abschnitts, für den kein Baustopp ausgesprochen ist. Es darf nicht der Eindruck entstehen, als lege die Gerichtsentscheidung den gesamten Bau der A 44 lahm.





Wir Sozialdemokraten im Werra-Meißner-Kreis wissen uns in diesen Positionen einig mit der überwältigenden Mehrheit der Bevölkerung, die hier lebt und arbeitet. Wir halten es für rechtsstaatlich bedenklich, wenn durch eine kleine, parlamentarisch nicht legitimierte Minderheit versucht wird, demokratisch zustande gekommene und von einer breiten parlamentarischen Mehrheit auf allen politischen Ebenen getragene Entscheidungen zu kippen. Der demokratische Rechtsstaat darf seine Handlungsfähigkeit nicht verlieren, sonst verlieren die Bürger und Bürgerinnen ihr Vertrauen in diesen Staat, der offensichtlich nicht in der Lage scheint, drängende Probleme zu lösen.  Die Vertreter des BUND fordern wir auf, ihre fundamentalistische Haltung gegen die A 44 im Interesse der Bevölkerungsmehrheit aufzugeben. Das von diesem Verband gezeigte Verhalten, sich aus dem demokratischen Verfahren auszuklinken, sich nicht an den Planungen zu beteiligen und berechtigte Anliegen des Naturschutzes in einen Willensbildungsprozess einzubringen, anschließend aber formale Planungsfehler zu beklagen und vor Gericht gar Recht zugesprochen zu bekommen, darf keine Schule machen.


Die Menschen im Werra-Meißner-Kreis erwarten den zügigen Bau der A 44, wir Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen unterstützen dies auf allen  Ebenen mit aller Kraft.
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